Dienstanweisung
Nr. 1.24/02

Benutzung privateigener Kraftfahrzeuge bei der Stadtverwaltung Erfurt

1
Geltungsbereich

Diese Dienstanweisung gilt für alle Ämter und Einrichtungen der Stadtverwaltung Erfurt. Sie ist sinngemäß für die Eigenbetriebe der Stadtverwaltung Erfurt anzuwenden.

2
Antragstellung

(1) Auf Antrag kann die Benutzung privateigener Kraftfahrzeuge für regelmäßige Dienstfahrten innerhalb der Stadt Erfurt sowie zu den Gebietskörperschaften, auf deren Gebiet sich Vermögen der Stadtverwaltung Erfurt befindet, genehmigt werden, wenn es die dienstlichen Belange erfordern.

(2) Die Anträge sind unter Verwendung des LV 7.3 mit einer Antragsbegründung an den Bereich Oberbürgermeister zu richten.

Bei Amtsleitern ist eine Antragsbegründung des Beigeordneten erforderlich.

(3) Für zeitlich begrenzte Genehmigungen sind die Anträge mindestens 

5 Arbeitstage vor dem geplanten Einsatz beim Bereich Oberbürgermeister einzureichen.

3
Genehmigung

(1) Die Genehmigung für die Benutzung von privaten Kraftfahrzeugen zu dienstlichen Fahrten wird durch den Leiter Bereich Oberbürgermeister erteilt.

(2) Die erteilte Genehmigung kann jederzeit widerrufen werden. Sie ist an den im Antrag genannten Zweck gebunden. Ändert sich das Aufgabengebiet des Antragstellers, erlischt die Genehmigung. Wird das Kraftfahrzeug gewechselt, ist eine Umschreibung der Genehmigung zu beantragen.

4
Dienstfahrten

(1) Nach Erteilung der Genehmigung dürfen nur unumgänglich notwendige Dienstfahrten in dem in Punkt 2 (1) festgelegten Gebiet durchgeführt werden. Die Amtsleiter bzw. Abteilungsleiter, bei Abwesenheit deren Vertreter, haben vor Antritt einer Dienstfahrt deren Notwendigkeit festzustellen.

(2) Unter Dienstfahrten sind Dienstgänge im Sinne von Fahrten am Dienstort zur Erledigung von Dienstgeschäften außerhalb der Dienststelle zu verstehen.

Fahrten von der Wohnung zur Dienststelle oder dem Ort der Tätigkeit können grundsätzlich nicht als dienstliche Fahrten genehmigt werden.

(3) Die Benutzung privateigener Kraftfahrzeuge auf Dienstreisen (über das unter

Punkt 2 (1) eingegrenzte Gebiet hinaus) regelt die Dienstanweisung 

Nr. 1.7/02 - Dienstreiseordnung -.

5
Fahrtennachweise

(1) Zum Nachweis der zurückgelegten Fahrtstrecken ist ein Fahrtennachweis zu führen (LV 7.7). Jede Fahrt ist unter Angabe des Fahrtzwecks zu Beginn und nach Beendigung der Dienstfahrt einzutragen, so dass eine Prüfung der ausgewiesenen Fahrleistungen möglich ist. Für die Ermittlung der gefahrenen Kilometer gilt nur die kürzeste Verbindung zwischen Ausgangspunkt und Fahrziel.

Wird mit Genehmigung des Amtsleiters der Ort der Tätigkeit (z.B. bei Baustellen- und Revierkontrollen, bei Ortsbesichtigungen u. dgl.) direkt von der Wohnung angefahren und ergibt sich hieraus eine größere Wegstrecke zwischen Amt und Ort der Tätigkeit, so ist der Berechnung nur die kürzeste Verbindung zwischen Amt als dem regulären Fahrtbeginn und der Tätigkeit zugrunde zu legen.

(2) Die Amtsleiter bzw. Abteilungsleiter, bei Abwesenheit deren Vertreter, haben die Fahrtennachweise mindestens einmal monatlich auf ordnungsgemäße und vollständige Eintragung zu überprüfen; die vorgenommene Überprüfung ist durch Handzeichen zu bestätigen. 

Die Zuständigkeit des Rechnungsprüfungsamtes bleibt unberührt.

(3) Die genannten Lagervordrucke sind über den Bereich Oberbürgermeister, 

Abt. Zentrale Dienste abzufordern.

6
Mitnahme von Personen und Gepäck

 (1) Andere Dienstkräfte sind mitzunehmen, wenn es der Zweck der Dienstfahrt erfordert. Ihre Namen sind im Fahrtennachweis aufzuführen.

(2) Bei Dienstfahrten ist dienstliches Gepäck in zumutbarem Umfang mitzubefördern.

7
Versicherungen

(1) Dienstkräfte, denen die Genehmigung vom Leiter Bereich Oberbürgermeister zur Nutzung privateigener Kraftfahrzeuge für Dienstfahrten erteilt wurde, haben ihr Fahrzeug entsprechend der gesetzlichen Vorschriften zu versichern.

(2) Von den Dienstkräften verursachte Schäden an fremden Eigentum sind im Rahmen der gesetzlichen Haftpflichtversicherung, die für die Privatfahrzeuge abgeschlossen ist, versichert.

(3) Dienstkräfte, die ihren Privatwagen ohne Genehmigung gemäß Punkt 3 (1) zu dienstlichen Fahrten nutzen, können keine Aufwendungsersatzansprüche bei der Stadtverwaltung Erfurt geltend machen.

(4) Aufwendungsersatzansprüche gem. § 670 BGB von städtischen Dienstkräften, denen die Genehmigung aus Punkt 3 (1) erteilt wurde, sind zusätzlich beim KSA (Kommunaler Schadensausgleich) versichert. Der Versicherungsschutz besteht nur bei Dienstfahrten. Der Versicherer behält sich vor, die Frage seiner Eintrittspflicht zu überprüfen, falls der Schaden durch grob fahrlässiges Verhalten der Dienstkraft zustande gekommen ist. 

Bei vorsätzlicher Herbeiführung des Schadens ist eine Entschädigung ausgeschlossen.

(5) Bei Schadenfällen, die sich auf einer Dienstfahrt ereignen, ist unverzüglich das Rechtsamt, Abt. Versicherung zu informieren.

8
Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung

 (1) Die Entschädigung für die dienstliche Benutzung privater Kraftfahrzeuge richtet sich nach dem Thüringer Reisekostengesetz § 6 (1) in Verbindung mit den dazu erlassenen Verordnungen und Verwaltungsvorschriften in der jeweils gültigen Fassung.

Die Regelungen des § 6 (2) kommen bei der Stadtverwaltung Erfurt nicht zur Anwendung.

(2) Grundlage für die Berechnung der Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung ist die Fahrtennachweisführung.

(3) Die Anträge zur Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung sind monatlich an den Bereich Oberbürgermeister, Abt. Zentrale Dienste zur Zahlungsanweisung zu geben.

(4) Mit Zahlung der Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung sind die allgemeinen Betriebskosten abgegolten.

9
In-Kraft-Treten

(1)  Die Dienstanweisung
 über die dienstliche Benutzung privateigener Kraftfahrzeuge tritt mit Wirkung vom 01.01.2002 in Kraft.

(2) Damit tritt die Dienstanweisung 1.24/01 vom 01.07.1993 außer Kraft.

10
Außer-Kraft-Treten

Die Dienstanweisung tritt mit Wirkung vom 31.12.2007 außer Kraft.

gez. Ruge

Oberbürgermeister

� Die Federführung für diese Dienstanweisung hat der Bereich Oberbürgermeister





